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Synopse Abfallreglement vom 24. November 2011 (AFR; SSG 822.1); Teilrevision 2021 

Geltendes Recht  Revisionsvorlage Kommentar 

(Stadtratsbeschluss Nr. 76 vom 24. November 2011) 

Der Stadtrat von Thun, 

gestützt auf das kantonale Abfallgesetz vom 18. Juni 2003, die kanto-
nale Abfallverordnung vom 11. Februar 2004 sowie Art. 38 lit. a der 
Stadtverfassung vom 23. September 2001 

beschliesst: 

  

I. Allgemeines I. Allgemein   

Art. 1 Geltungsbereich 

1 Das Reglement regelt die kommunale Abfallbewirtschaftung in der 
Stadt Thun. 

2 Es hat auf dem gesamten Gemeindegebiet Gültigkeit. 

3 Das Reglement gilt für Inhaberinnen und Inhaber von Abfällen. 

Art. 1 Unverändert.  

Art. 2 Zuständigkeit 

1 Die Entsorgung von Siedlungsabfällen ist Sache der Stadt Thun. 

2 Für den Vollzug dieses Reglements ist das Tiefbauamt zuständig. 
Es erlässt die notwendigen Verfügungen. 

3 Der Gemeinderat erlässt eine Vollzugsverordnung. 

4 Er kann die Ausführung der Aufgaben ganz oder teilweise Dritten 
übertragen. 

Art. 2 Unverändert.  

Art. 2a Dienstleistungen ausserhalb des Monopolbereichs 

1 Die Stadt Thun kann ausserhalb des Entsorgungsmonopols Dienst-
leistungen zur Verwertung und Entsorgung von Hauskehricht und 
Separatabfällen anbieten. 

2 Die Dienstleistungen dürfen die Aufgaben im Bereich des Entsor-
gungsmonopols nicht beeinträchtigen. 

3 Das Tiefbauamt setzt den Preis dieser Dienstleistungen nach wirt-
schaftlichen Grundsätzen fest. Die Dienstleistungen müssen insge-
samt mindestens kostendeckend erbracht werden und dürfen 
nicht mit den Erträgen aus dem Entsorgungsmonopol verbilligt 
werden. 

Art. 2a Unverändert.  
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Art. 3 Grundsätze der Abfallbewirtschaftung 

1 Abfälle sind nach Möglichkeit zu vermeiden, zu vermindern und zu 
verwerten. 

2 Nicht verwertbare Abfälle müssen umweltgerecht entsorgt wer-
den. 

Art. 3 Unverändert.  

Art. 4 Abfallarten, Definitionen 

1 Siedlungsabfälle sind die aus Haushalten stammenden Abfälle so-
wie Abfälle aus Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrie-
ben, die in ihrer stofflichen Zusammensetzung mit den Haushalts-
abfällen vergleichbar sind. Als Siedlungsabfälle gelten insbeson-
dere Hauskehricht, Haushaltsperrgut und Separatabfälle. 

a. Hauskehricht sind brennbare Siedlungsabfälle, deren Einzel-
bestandteile nicht verwertet werden können. 

b. Haushaltsperrgut ist Hauskehricht, der wegen seiner Abmes-
sungen oder wegen seines Gewichts nicht in die zulässigen 
Gebinde passt. 

c. Separatabfälle sind Siedlungsabfälle, die ganz oder teilweise 
der Wiederverwendung, der Verwertung oder einer beson-
deren Behandlung zugeführt werden. 

2 Industrieabfälle oder Betriebsabfälle sind die aus Unternehmun-
gen (Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe, Land- und 
Forstwirtschaft) stammenden Abfälle, welche hinsichtlich stoffli-
cher Zusammensetzung keine Siedlungsabfälle sind. 

3 Sonderabfälle sind Abfälle aus Unternehmungen und Haushaltun-
gen, die in der eidgenössischen Verordnung des UVEK über Listen 
zum Verkehr mit Abfällen als Sonderabfälle bezeichnet sind. 

Art. 4 Abfallarten, Definitionen 

1 Siedlungsabfälle sind: 

a. die aus Haushalten stammenden Abfälle, 

b. Abfälle aus Unternehmen mit weniger als schweizweit 250 Voll-
zeitstellen, deren Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und 
Mengenverhältnisse mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar ist, 

c. aus der öffentlichen Verwaltung stammende Abfälle, wenn deren 
Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffe und Mengenverhält-
nisse mit Abfällen aus Haushalten vergleichbar ist. 

 

 

 

2  Unverändert. 

 

 
3 Sonderabfälle sind Abfälle aus Unternehmungen und Haushaltun-
gen, die in der eidgenössischen Verordnung vom 22. Juni 2005 über 
den Verkehr mit Abfällen (VeVA: SR 814.610) als Sonderabfälle be-
zeichnet sind. 

 

Die revidierte Version von Absatz 1 orientiert sich an Artikel 3 

Buchstabe a der (Bundes-)Verordnung über die Vermeidung 

und die Entsorgung von Abfällen (Abfallverordnung, VVEA; 

SR 814.600), welcher als Vorgabe zur Definition von Sied-

lungsabfall zu betrachten ist. 

Aus der Präzisierung ergibt sich unter anderem, dass der aus 

der öffentlichen Verwaltung stammende Abfall, wenn dessen 

Zusammensetzung betreffend Inhaltsstoffen und Mengen-

verhältnissen mit Abfall aus Haushalten vergleichbar ist, un-

ter das Entsorgungsmonopol der Stadt Thun fällt (vgl. Art. 2 

Abs. 1). 

 
Es handelt sich um eine Präzisierung: Es wird nicht mehr le-

diglich allgemein auf die eidgenössische Verordnung verwie-

sen sondern der eidgenössische Erlass konkret bezeichnet. 
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Art. 5 Aufgaben der Gemeinde 
1 Die Stadt Thun organisiert die Entsorgung der Siedlungsabfälle. 

2 Sie betreibt einen Abfallsammelhof sowie unbediente Wertstoff-
sammelstellen. 

3 Sie sorgt für das Aufstellen und die regelmässige Leerung von Ab-
fallbehältnissen an stark besuchten Orten. 

4 Sie führt eine Fachstelle für Abfall und informiert und berät die Be-
völkerung insbesondere darüber, wie Abfälle vermindert, vermie-
den und verwertet werden können.  

5 Sie nimmt weitere Aufgaben im Bereich der Abfallentsorgung 
wahr, die ihr durch den Bund oder den Kanton übertragen werden. 

Art. 5 Aufgaben der Gemeinde 

1 Unverändert. 

2 Siedlungsabfälle können über die Holsammlung, über die unbe-
dienten Quartiersammelstellen sowie über einen Abfallsammelhof 
entsorgt werden. 

3 Sie sorgt für das Aufstellen und die regelmässige Leerung von Ab-
fallbehältnissen an stark besuchten Orten. 

4  Die Stadt Thun führt eine Fachstelle für Abfall und informiert und 
berät die Bevölkerung insbesondere darüber, wie Abfälle vermin-
dert, vermieden und verwertet werden können  

5 Unverändert. 

 

Zu Absatz 2: Gemäss der momentanen Formulierung ist die 

Stadt Thun gehalten, einen eigenen Abfallsammelhof zu be-

treiben. Mit der angepassten Formulierung wird dem Um-

stand Rechnung getragen, dass sich die Stadt Thun dereinst 

auch an einem regionalen Abfallsammelhof beteiligen kann, 

welcher der Bevölkerung von Thun zur Entsorgung von Abfall 

zur Verfügung steht. Die Anpassung wird ebenfalls zum An-

lass genommen, die drei möglichen Entsorgungskanäle zu er-

wähnen: Die Holsammlung, die unbedienten Sammelstellen 

in den Quartieren (auch als Unterfluranlagen) und der Abfall-

sammelhof. 

Zu Absatz 3: Das Aufstellen und die regelmässige Leerung 

von Abfallbehältnissen an stark besuchten Orten werden 

weiterhin ausgeführt. Jedoch erfolgt die Finanzierung dieser 

Aufgabe künftig nicht mehr über die Spezialfinanzierung Ab-

fallentsorgung (vgl. hinten Art. 13 Abs. 2 und 3), weshalb sie 

aus dem Aufgabenkatalog von Artikel 5 zu streichen ist. 

Zu Absatz 4: Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle 

Anpassung, weil Absatz 3 wegfällt und Absatz 2 umformuliert 

wird. 
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Art. 6 Pflichten der Abfallinhaberinnen und -inhaber 

1 Siedlungsabfälle; Hauskehricht und Haushaltsperrgut sowie haus-

kehrichtähnliche Abfälle aus Industrie-, Gewerbe- und Dienstleis-

tungsbetrieben müssen der von der Gemeinde organisierten Ab-

fuhr bzw. dem Abfallsammelhof übergeben werden. 
2 Separatabfälle sind getrennt zu sammeln und den dafür bezeich-

neten Sammelstellen oder Abfuhren zu übergeben, wenn sie nicht 

über den Handel entsorgt werden können. Sie dürfen nicht mit an-

dern Abfällen vermischt werden. 
3 Fallen bei einem Betrieb (insbesondere bei industriellen Betrie-

ben) bedeutend grössere Mengen an Separatabfällen an als bei 

Haushalten, so kann der Betrieb verpflichtet werden, diese in eige-

ner Regie zu entsorgen oder durch Dritte entsorgen zu lassen. 
4 Industrie- oder Betriebsabfälle sind durch die Inhaberin oder den 

Inhaber auf eigene Kosten zu entsorgen. Sie dürfen den öffentli-

chen Abfuhren und Sammlungen nur mit Bewilligung des Tiefbau-

amts übergeben werden.  
5 Sonderabfälle sind durch die Inhaberin oder den Inhaber gemäss 

den eidgenössischen und kantonalen Vorschriften zu entsorgen. 
6 Das Wegwerfen, Ablagern oder Zurücklassen von Abfällen im 

Freien (z.B. in Flur, Wald, Gewässer, öffentliche Anlagen, auf Stras-

sen) ist verboten. 
7 Abfälle aus Haushalten und Betrieben dürfen nicht in öffentlichen 

Abfallbehältern entsorgt werden. 
8 Das Verbrennen von Abfällen im Freien oder in nicht dafür zuge-

lassenen Anlagen (Hausfeuerungen, Schwedenöfen, Cheminées 

u. dgl.) ist verboten. Trockene natürliche Wald-, Feld- und Garten-

abfälle dürfen im Freien ausserhalb des Siedlungsgebietes ver-

brannt werden, wenn nur wenig Rauch entsteht. 
9 In privaten Verbrennungsanlagen (Cheminées, Schweden-

öfen, Stückholzheizungen etc.) darf nur stückiges naturbelassenes 

Holz verbrannt werden. Nicht naturbelassenes Holz wie verleim-

tes, beschichtetes, bemaltes und behandeltes Holz, Spanplatten 

etc. müssen der Kehrichtverbrennung zugeführt werden.  
10 Abfälle dürfen nicht in die Kanalisation geleitet werden. 

Art. 6 Unverändert.  
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Art. 7 Take-Away-Betriebe, Imbissstände etc. 

Einkaufsläden und Betriebe der Unterwegsverpflegung (Take-Away-

Betriebe, Imbissstände, Tankstellenshops, Läden mit verlängerten Öff-

nungszeiten) haben ihrer Kundschaft genügend Sammelbehältnisse 

für Kehricht und Separatabfälle zur Verfügung zu stellen. Sie können 

verpflichtet werden, liegen gelassene Abfälle einzusammeln und zu 

entsorgen. 

Art. 7 Unverändert.  

Art. 8 Veranstaltungen auf öffentlichem Grund 

1 Für bewilligungspflichtige Veranstaltungen auf öffentlichem Grund 

darf nur Mehrweggeschirr verwendet werden. Erscheint dies für 

kleine Veranstaltungen mit geringen Abfallmengen nicht zumut-

bar, sind andere geeignete Massnahmen zur Vermeidung und Ver-

minderung des Abfalls zu treffen. 
2 Die zuständige Stelle der Stadt erteilt Bewilligungen unter entspre-

chenden Auflagen. 

Art. 8 Unverändert.  

II. Organisation der öffentlichen Entsorgung von Siedlungsabfälle II. Organisation der öffentlichen Entsorgung von Siedlungsabfälle  

Art. 9 Abfuhr von Siedlungsabfällen und Separatsammlung 

1 Abfuhrplan und Abfuhrturnus werden vom Gemeinderat in der 

Vollzugsverordnung geregelt. 
2 Der Gemeinderat legt in der Vollzugsverordnung fest, welche Ab-

fälle durch Separatabfuhren entsorgt und welche Abfälle Sammel-

stellen zugeführt werden müssen. 

Art. 9 Unverändert.  

 

Art. 10 Berechtigung  

1 Abfuhren und Sammelstellen stehen ausschliesslich der Gemein-

debevölkerung und den in der Gemeinde ansässigen und zur Be-

nützung berechtigten Betrieben zur Verfügung. 
2 Abfälle, die nicht auf dem Gemeindegebiet anfallen, dürfen nicht 

über diese Entsorgungseinrichtungen entsorgt werden. 

Art. 10 Berechtigung  

1 Abfuhren und Sammelstellen stehen ausschliesslich der Gemeinde-

bevölkerung und den in der Gemeinde ansässigen und zur Benüt-

zung berechtigten Betrieben zur Verfügung. 
2 Abfälle, die nicht auf dem Gemeindegebiet anfallen, dürfen nicht 

über diese Entsorgungseinrichtungen entsorgt werden. 

Mit der Streichung dieser Bestimmung wird zwei Umständen 

Rechnung getragen: Einerseits lässt sich nicht oder nur mit 

übermässigem Kontrollaufwand verhindern, dass Auswärtige 

die Entsorgungsanlagen, beispielsweise die Unterfluranlagen 

in den Quartieren, benutzen. Andererseits wird mit der Auf-

hebung dieser Bestimmung die regionale Zusammenarbeit in 

der Abfallbewirtschaftung ermöglicht. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass die Streichung dieser Be-

stimmung zu zusätzlichem Entsorgungstourismus nach Thun 

führen wird. 
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Art. 11 Gebinde und Bereitstellung 

1 Siedlungsabfälle und Abfälle für Separatabfuhren, die im Holsys-

tem eingesammelt werden, dürfen nur in zugelassenen Gebinden 

bereitgestellt werden. 
2 Der Gemeinderat bestimmt die zulässigen Gebinde und die Art der 

Bereitstellung in der Vollzugsverordnung. 
3 Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe können Sied-

lungsabfälle in Containern bereitstellen, die für das Wägesystem 

ausgerüstet sind (Wägechip). 
4 Für grössere Wohnbauten und Überbauungen kann das Tiefbau-

amt die Bereitstellung in herkömmlichen oder in Unterflurcontai-

nern vorschreiben. 
5 Öffentliche Abfallbehältnisse gemäss Art. 5 Abs. 3 dienen der Auf-

nahme von Kleinabfällen. Sie dürfen nicht mit Siedlungsabfällen o-

der sperrigen Gegenständen gefüllt werden. 

Art. 11 Unverändert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

III. Finanzierung III. Finanzierung  

Art. 12 Spezialfinanzierung 

1 Für die Finanzierung der Abfallentsorgung wird eine Spezialfinan-

zierung geführt. 
2 Der Gemeinderat bestimmt die jährlichen Einlagen und Entnah-

men aufgrund der betriebswirtschaftlichen Erfordernisse. 
3 Die Spezialfinanzierung wird nicht verzinst. 

Art. 12 Unverändert. 
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Art. 13 Kostendeckung 

1 Zur Finanzierung der Abfallbewirtschaftung erhebt die Stadt Thun 

Gebühren. Diese setzen sich zusammen aus 

a der volumenabhängigen Gebühr (Sackgebühr), 

b der gewichtsabhängigen Gebühr, 

c der Andockgebühr (für Container nach Gewichtstarif), 

d der Grundgebühr, 

e den Gebühren für Separatabfälle. 
2 Die Gebühren sind so zu bemessen, dass sie gesamthaft die Kosten 

der Entsorgung der Siedlungsabfälle und die weiteren Aufwendun-

gen der kommunalen Abfallbewirtschaftung decken sowie eine an-

gemessene Verzinsung und Abschreibung des Anlagekapitals er-

möglichen. 
3 Die anfallenden Kosten für Sammlung und Entsorgung von Abfäl-

len mit nicht eruierbarer Herkunft auf öffentlichem Grund (z.B. von 

Abfällen aus öffentlichen Abfallbehältnissen, Littering-Abfällen, il-

legal abgelagerten Siedlungsabfällen) werden über die Abfallrech-

nung gedeckt. 

Art. 13 Kostendeckung 

1 + 2 Unverändert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
3 Die anfallenden Kosten für Sammlung und Entsorgung von Abfällen 

mit nicht eruierbarer Herkunft auf öffentlichem Grund (z.B. von Ab-

fällen aus öffentlichen Abfallbehältnissen, Littering-Abfällen, illegal 

abgelagerten Siedlungsabfällen) werden über die Abfallrechnung 

gedeckt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Kosten für das Sammeln und Entsorgen von Abfällen aus 

öffentlichen Behältnissen sowie für die Entsorgung von Ab-

fällen mit nicht eruierbarer Herkunft auf öffentlichem Grund 

sollen künftig nicht mehr aus der Spezialfinanzierung Ab-

fallentsorgung sondern aus dem allgemeinen Steuerhaushalt 

finanziert werden: Es handelt sich um die Erledigung einer 

Aufgabe, von deren Ergebnis die Allgemeinheit profitiert. Da-

her soll diese Aufgabe nicht mehr über die Abfallgebühren fi-

nanziert werden. Absatz 3 von Artikel 13 wird deshalb gestri-

chen. 
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Art. 14 Gebührenerhebung 
1 Für die Entsorgung des Hauskehrichts und des Haushaltsperrguts 

wird eine volumenabhängige Gebühr mittels Gebührensack oder 

Gebührenmarke erhoben. Für gewerbliche Siedlungsabfälle in 

Containern erfolgt die Gebührenerhebung nach Gewicht. Die volu-

men- und die gewichtsabhängige Gebühr decken die jeweiligen 

Kosten für die Entsorgung des Hauskehrichts. 
2 Zusätzlich zur gewichtsabhängigen Gebühr wird pro Containerlee-

rung eine Andockgebühr erhoben. 
3 Zusätzlich wird eine jährliche Grundgebühr erhoben. Sie deckt die 

weiteren Aufwendungen, insbesondere die Kosten für Separat-

sammlungen, für Information und Beratung sowie Personal und 

Administration. Die Bemessung der Grundgebühr erfolgt: 

- für Privathaushaltungen nach Wohnungsgrösse (pro Zimmer), 

- für Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe nach 

Nutzungsfläche (Bruttogeschossfläche). 
4 In folgenden Fällen kann die Grundgebühr auf schriftliches Gesuch 

hin wie folgt reduziert oder erlassen werden: 

a Für gebührenpflichtige Einfamilienhäuser, Ferienhäuser, 

Wohnungen und Betriebsflächen, die während 6 Monaten 

und länger unbenützt waren, wird ab dem 7. Monat die 

Grundgebühr erlassen. 

b Für abgelegene Höfe und Gebäude, die mehr als 500 Meter 

(Wegdistanz) vom nächstgelegenen Bereitstellungsposten 

entfernt sind, wird die Grundgebühr um 50 Prozent reduziert. 
5 Das Abführen des Grüngutes aus Haushalten und Betrieben, das 

nicht gewerblich anfällt, ist gebührenfrei. 
6 Gebührenpflichtig sind im Weiteren besondere Abfuhren und 

Dienstleistungen, zu Beanstandungen führende Kontrollen und 

Verfügungen der Gemeinde. 

Art. 14 Unverändert.  

 

 

Art. 15 Gebührenpflicht 

1 Gebührenpflichtig für die gewichtsabhängige Gebühr und die An-

dockgebühr sind die zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung recht-

mässigen Inhaberinnen oder Inhaber des Wägechips. 
2 Gebührenpflichtig für die Grundgebühr sind die zum Zeitpunkt der 

Rechnungsstellung rechtmässigen Eigentümerinnen oder Eigentü-

mer der Liegenschaft bzw. bei Betrieben die Betriebsinhaber. 

Art. 15 Unverändert.  
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Art. 16 Gebührenfestlegung 

1 Der Gemeinderat legt die Höhe der einzelnen Gebühren sowie ihre 

konkrete Ausgestaltung in der Vollzugsverordnung fest. 
2 Er legt sämtliche Gebühren aufgrund des budgetierten Aufwandes 

periodisch neu fest. Dabei berücksichtigt er den Bestand der Spe-

zialfinanzierung und die Ergebnisse der Finanzplanung. 
3 Er legt die massgebenden Grundlagen und Zahlen für die Gebüh-

renhöhe und -ausgestaltung offen. 

Art. 16 Unverändert.  

IV. Straf- und Schlussbestimmungen IV. Straf- und Schlussbestimmungen  

Art. 17 Strafbestimmungen 

1 Widerhandlungen gegen dieses Reglement und gegen die Voll-

zugsverordnung des Gemeinderates werden mit Busse bis zum 

Höchstbetrag gemäss Art. 58 Abs. 2 des Gemeindegesetzes (GG) 

bestraft. 
2 Die zuständige Direktion erlässt die Bussenverfügung. Das Verfah-

ren richtet sich nach Art. 59 GG in Verbindung mit Art. 51 ff. der 

Gemeindeverordnung (GV). 
3 Vorbehalten bleibt die Anwendung der kantonalen und eidgenös-

sischen Strafbestimmungen. 

Art. 17 Unverändert.  

Art. 18 Rechtsmittel 

Gegen Verfügungen gestützt auf dieses Reglement und die Vollzugs-

verordnung des Gemeinderates kann gemäss Art. 76 ff. der Stadtver-

fassung Beschwerde geführt werden. 

Art. 18 Unverändert.  

Art. 19 Kontrollbefugnisse 

Werden Abfälle unsachgemäss oder widerrechtlich abgelagert oder 

entsorgt oder liegen andere wichtige Gründe vor, können Abfallge-

binde zu Kontroll- und Erhebungszwecken geöffnet und auf ihre Her-

kunft hin untersucht werden. 

Art. 19 Unverändert.  

 

Art. 20 Inkrafttreten, Aufhebung bisherigen Rechts 

1 Dieses Reglement tritt auf den 1. Januar 2012 in Kraft. 
2 Mit dem Inkrafttreten wird das Abfallreglement vom 4. Juni 1992 

aufgehoben. 

Art. 20 Unverändert.  

 


